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Bescheid 
 
 
Die Telekom-Control-Kommission hat durch Dr. Elfriede Solé als Vorsitzende 
sowie durch Dr. Erhard Fürst und Univ.-Prof. Dr. Günter Haring als weitere 
Mitglieder im Verfahren F 1/07 betreffend die Zuteilung von Frequenzen im 
Frequenzbereich 900 MHz gemäß § 55 Abs. 1 TKG 2003 in der Sitzung am 29. 
September 2008 einstimmig beschlossen: 
 
 
 

I. Spruch 
 
 

1. Der Orange Austria Telecommunication GmbH werden Frequenzen im 
Umfang von 2x0,8 MHz zur Nutzung im gesamten Bundesgebiet zugeteilt. 
Dabei handelt es sich um den Frequenzbereich 914-915/959-960 MHz. 

 
Die Nutzungsbedingungen für die zugeteilten Frequenzbereiche sind aus 
Anlage 1 ersichtlich. 

 
Die Frequenzkanäle werden befristet bis 31.12.2017 zugeteilt. 

 
Das Frequenznutzungsentgelt wird gemäß § 55 Abs 1 TKG 2003 mit Euro 
501.500,-, (in Worten Euro fünfhunderteintausendfünfhundert) – exklusive 
USt - festgesetzt. Dieser Betrag ist binnen 7 Tagen nach Zustellung dieses 
Bescheides auf das PSK-Konto des Bundesministeriums für Verkehr, 
Innovation und Technologie, Konto-Nr. 5040003, zu entrichten. 

 
 

2. Der Antrag der T-Mobile Austria GmbH vom 01.09.2008 auf Zuteilung von 
Frequenzen wird abgewiesen. 

 
 

3. Der Antrag der Barablu Austria Limited GmbH vom 01.09.2008 auf 
Zuteilung von Frequenzen wird abgewiesen. 

 
 
 

II. Begründung 
 
 
Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens wird folgender Sachverhalt 
als erwiesen angenommen: 
 
Mit Schriftsatz vom 05.03.2007 brachte die One GmbH (nunmehr Orange Austria 
Telecommunication GmbH) einen Antrag auf Zuteilung der gegenständlichen 
Frequenzen ein. Die Telekom-Control-Kommission fasste daraufhin in ihrer 
Sitzung am 19.03.2008 den Beschluss, den Bundesminister für Verkehr, 
Innovation und Technologie um Bekanntgabe zu ersuchen, inwieweit die 
gegenständlichen Frequenzen für eine Vergabe zur Verfügung stehen. 
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Nachdem der Telekom-Control-Kommission die Frequenzen durch den 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie zugeteilt wurden, wurde 
am 01.10.2007 seitens der Telekom-Control-Kommission die entsprechende 
Ausschreibungsunterlage beschlossen. Nach Zustimmung durch den 
Bundesminister erfolgte am 26.06.2008 die Veröffentlichung der Ausschreibung 
im Amtsblatt der Wiener Zeitung.  
 
Das Ende der gemäß § 55 Abs. 3 Z 4 TKG 2003 mindestens zweimonatigen 
Ausschreibungsfrist wurde mit 01.09.2008, 12:00 Uhr, festgelegt. 
 
Zur Ausschreibung gelangte bundesweit ein Frequenzpaket im Umfang von 2x0,8 
MHz. 
 
Das Mindestgebot wurde mit Euro 63.000.- festgelegt. Als Auktionsform wurde 
eine Sealed-Bid-Auktion festgelegt, die verbindlichen Angebote sind damit bereits 
im Antrag abzugeben, eine Nachbesserung der Angebote ist in diesem Fall nicht 
mehr möglich. 
 
Bis zum Ende der Ausschreibungsfrist langten Anträge auf Frequenzzuteilung von 
folgenden Unternehmen bei der Behörde ein: One GmbH (nunmehr Orange 
Austria Telecommunication GmbH), T-Mobile Austria GmbH und Barablu Austria 
Limited GmbH. 
 
Gemäß Punkt 2.1. der Ausschreibungsunterlage war bereits im Antrag ein 
verbindliches Angebot für das zu vergebende Frequenzpaket abzugeben. 
Folgende Angebote wurden von den genannten Antragstellern abgegeben: 
 
One GmbH: Euro 501.500.- 
 
T-Mobile Austria GmbH: Euro 175.000.- 
 
Barablu Austria Limited GmbH: Euro 123.003.- 
 
Nach Prüfung der Antragsteller im Hinblick auf das Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 55 Abs. 2 Z 2 TKG 2003 kam die Telekom-Control-
Kommission in ihrer Sitzung am 22.09.2008 zum Ergebnis, dass alle Antragsteller 
die Voraussetzungen des § 55 Abs. 2 TKG 2003 erfüllen. Weiters hat das 
Ermittlungsverfahren ergeben, dass alle abgegebenen Gebote valide Gebote im 
Sinne der Ausschreibungsunterlage sind und dass One GmbH das höchste Gebot 
abgegeben hat. 
 
Das Ergebnis des Ermittlungsverfahrens wurde den Parteien zur Stellungnahme 
übermittelt. 
 
Mit Firmenbucheintragung vom 20.09.2008 wurde die One GmbH in Orange 
Austria Telecommunication GmbH umbenannt. 
 
 
Die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen: 
 
 
Der festgestellte Sachverhalt, insbesondere die Feststellungen über das Vorliegen 
der wirtschaftlichen und technischen Voraussetzungen, beruht auf den 
schriftlichen Vorbringen der Antragstellerinnen in den Anträgen. Es bestand kein 
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Grund an der Richtigkeit der von den Unternehmen vorgelegten Unterlagen zu 
zweifeln. 
 
Die Feststellungen hinsichtlich der Gebote ergeben sich ebenfalls aus den 
eingebrachten Frequenzzuteilungsanträgen. 
 
 
Auf Grund des im Verfahren erhobenen und festgestellten Sachverhaltes ergibt 
sich folgende rechtliche Beurteilung: 
 
Zu Spruchpunkt 1: 
 
Die Zuständigkeit der Telekom-Control-Kommission ergibt sich aus § 117 Z 9 
TKG 2003, wonach die Telekom-Control-Kommission zur Zuteilung von 
Frequenzen, hinsichtlich derer im Frequenznutzungsplan 
(Frequenznutzungsverordnung 2005, BGBl II 2005/307 idF BGBl II 2008/121) eine 
Festlegung gemäß § 52 Abs. 3 getroffen wurde, zuständig ist. 
 
Das Frequenzvergabeverfahren ist in § 55 TKG 2003 geregelt. Danach hat die 
Regulierungsbehörde die ihr überlassenen Frequenzen demjenigen Antragsteller 
zuzuteilen, der die allgemeinen Voraussetzungen des Abs. 2 Z 2 (§ 55 Abs. 2 Z 2 
TKG 2003) erfüllt, und die effizienteste Nutzung der Frequenzen gewährleistet. 
Dies wird durch die Höhe des angebotenen Frequenznutzungsentgeltes 
festgestellt.  
 
Die Telekom-Control-Kommission hatte daher in einem ersten Schritt zu prüfen, 
ob bei den Antragstellerinnen die Voraussetzungen des § 55 Abs. 2 Z 2 TKG 
2003 gegeben sind. Die Prüfung ergab, dass hinsichtlich aller Antragstellerinnen 
die Voraussetzungen vorliegen. Die Angaben in den Anträgen waren plausibel 
und nachvollziehbar und dokumentierten, dass die Antragstellerinnen über die 
notwendigen technischen Fähigkeiten verfügen. Auch die vorgelegten 
Finanzierungsmodelle waren für die Behörde schlüssig und nachvollziehbar. 
 
Gemäß § 55 Abs. 2 TKG 2003 hat die Regulierungsbehörde die Zuteilung von 
Frequenzen entsprechend den Grundsätzen eines offenen, fairen und 
nichtdiskriminierenden Verfahrens sowie nach Maßgabe der ökonomischen 
Effizienz durchzuführen.  
 
Die Ausschreibung hat jedenfalls die Bereiche des der Regulierungsbehörde 
überlassenen Frequenzspektrums, die für eine Zuteilung bestimmt sind, den 
Verwendungszweck der zuzuteilenden Frequenzen, die Voraussetzungen für die 
Zurverfügungstellung der Ausschreibungsunterlagen und eine mindestens 
zweimonatige Frist, innerhalb derer Anträge auf Zuteilung von Frequenzen gestellt 
werden können, zu enthalten. 
 
Weiters sind in den Ausschreibungsunterlagen die Grundsätze des Verfahrens zur 
Ermittlung des höchsten Frequenznutzungsentgeltes darzustellen. Die Grundzüge 
des Versteigerungsverfahrens wurden in Punkt 2.1 der Ausschreibungsunterlage 
dargestellt. 
 
Die Auktion wurde als sealed-bid-Auktion durchgeführt, das Gebot war dabei 
bereits mit dem Antrag abzugeben. 
 
Aufgrund der abgegebenen Gebote in den Anträgen, aus denen sich ergab, dass 
von Orange Austria Telecommunucation GmbH mit Euro 501.500.- das höchste 
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Gebot abgegeben worden war, waren dieser als Höchstbieter die 
gegenständlichen Frequenzen zuzuteilen. 
 
Die Frequenzzuteilung war daher entsprechend dem Ergebnis des 
Auktionsverfahrens spruchgemäß vorzunehmen. 
 
 
Zu Spruchpunkt 2 und 3: 
 
T-Mobile Austria GmbH und Barablu Austria Limited GmbH hatten ebenfalls 
Anträge auf Zuteilung der gegenständlichen Frequenzen eingebracht. Die in den 
Anträgen enthaltenen Gebote (T-Mobile Austria GmbH: 175.000.- und Barablu 
Austria Limited GmbH Euro 123.003.-) lagen jedoch jeweils unter dem Gebot der 
Orange Austria Telecommunication GmbH.  
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III. Rechtsmittelbelehrung 
 
 
Gegen diesen Bescheid ist gem. § 121 Abs. 5 TKG 2003 kein ordentliches 
Rechtsmittel zulässig. 
 
 

IV. Hinweis 
 
Gegen diesen Bescheid kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung 
Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof und an den Verwaltungsgerichtshof 
erhoben werden. Die Beschwerde muss von einem Rechtsanwalt unterschrieben 
sein. Bei der Einbringung der Beschwerde ist eine Gebühr von Euro 220.- zu 
entrichten. 
 
 
 

Telekom-Control-Kommission 
Wien, am 29.09.2008 

 
 
 

Die Vorsitzende 
Dr. Elfriede Solé 

 
  
 
 
 
Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 
 
 
 
 
i. V. Dr. Wolfgang Feiel 
Leiter Recht  
 
 
 












































































































